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Z
wanzig Jahre deutsche Einheit 
werden in diesem Herbst gefei-
ert, ein heiteres Datum der 
jüngeren deutschen Geschichte. 
Dabei droht eine unschöne Sei-
te des Jubiläums unterzugehen. 
Denn 1990, im Wendejahr, be-

gann auch ein ganz anderes, wenig rühmliches 
Kapitel: Mit der Wiedervereinigung ging eine 
drastische Zunahme rechter Kriminalität einher. 
47 Menschen sind nach Auskunft der Bundes-
regierung in Deutschland seit 1990 durch poli-
tisch rechts motivierte Gewalttaten ums Leben 
gekommen – die meisten von ihnen in den ers-
ten zehn Jahren nach der Wende. 

Und tatsächlich liegen die Fälle, die Schlag-
zeilen machten, scheinbar weit zurück: der 
Brandanschlag auf die Häuser zweier türkischer 
Familien in Mölln im November 1992, bei 
dem drei Menschen starben; der Mordanschlag 
von Solingen im Mai 1993, dem fünf Men-
schen zum Opfer fielen; die Pogrome von Hoy-
erswerda und Rostock-Lichtenhagen 1991 und 
1992. Doch die rechte Gewalt ist seither nicht 
verschwunden, nur weil viele Medien Über-
griffe kaum noch vermelden. Und auch die 
Zahl der Todesfälle ist längst nicht so stark zu-
rückgegangen, wie es die offizielle Statistik ver-
muten lässt. 

Nach Recherchen der ZEIT und des Berliner 
Tagesspiegels starben zwischen 1990 und 2009 
insgesamt mindestens 137 Menschen durch 
rechte Gewalt – etwa dreimal so viele, wie staat-
liche Stellen ausweisen. Die Behörden verzeich-
nen ab dem Jahr 2001 nur noch fünf Fälle, alle-
samt aus Ostdeutschland; zwischen 2003 und 
2007 starb nach staatlichen Angaben hierzulan-
de überhaupt kein Mensch an politisch rechts 
motivierter Gewalt. Genauere Recherchen je-
doch ergeben für die Zeit von 2001 an mindes-
tens 31 Tote, allein 14 davon in Westdeutsch-
land; kein einziges Jahr endete ohne einen der-
artigen Todesfall.

Die Landkarte auf dieser Seite gibt einen Über-
blick über die schreckliche Bilanz; eine vollständi-
ge Liste steht auf ZEIT ONLINE. Um die Hinter-
gründe der Taten klären zu können, wurden 
Hunderte Lokalzeitungsartikel und Gerichts-
urteile gesichtet; zu jedem einzelnen Fall wurden 
Opferberater, Hinterbliebene, Anwälte und Straf-
verfolger interviewt. Aufgenommen wurden am 
Ende nur jene Fälle, die sich eindeutig als politisch 
rechts motivierte Straftaten einordnen lassen. Bei 
14 weiteren Toten liegt der Verdacht einer rechten 
Gewalttat zwar nahe, letzte Zweifel konnten aber 
nicht ausgeräumt werden. 

In den staatlichen Statistiken klaffen also 
riesige Lücken. Wie kann das sein? Schon ein-
mal, im Jahr 2000, hatten der Tagesspiegel und 
die Frankfurter Rundschau auf krasse Diskre-
panzen hingewiesen. Die Innenminister von 
Bund und Ländern reformierten daraufhin 
das Erfassungssystem. Bis dahin waren nur 
rechtsextremistische Delikte gezählt worden, 
also solche, die sich – dem offiziellen Extre-
mismusbegriff  folgend – unmittelbar gegen 
den Staat richten. Viele Skinhead-Überfälle, 
etwa auf nicht rechte Jugendliche, fielen hin-
gegen durchs Raster.

Zum 1. Januar 2001 wurde deshalb eine 
neue Systematik eingeführt, seither sprechen 
die Sicherheitsbehörden von »politisch rechts 
motivierter Kriminalität«, kurz: »PMK rechts«. 
Unter diesem Begriff  sollen Delikte erfasst 

werden, bei denen – so die sperrige Formulie-
rung – »die Umstände der Tat oder die Ein-
stellung des Täters darauf schließen lassen, 
dass sie sich gegen eine Person aufgrund ihrer 
politischen Einstellung, Nationalität, Volks-
zugehörigkeit, Rasse, Hautfarbe, Religion, 
Weltanschauung, Herkunft, sexuellen Orien-
tierung, Behinderung oder ihres äußeren Er-
scheinungsbildes bzw. ihres gesellschaftlichen 
Status richtet«. Fünf Jahre später, im Jahr 
2006, hieß es in einem gemeinsamen Bericht 
von Innen- und Jus tiz minis te rium, die Um-
stellung der Zählweise werde »in der Polizei ... 
insgesamt als erfolgreich bewertet«, Straftaten 
würden nun »in der Regel ... besser zugeord-
net«. Auch heute heißt es in der zuständigen 
Fachabteilung des Bun des innen minis te riums, 
die neue Zählweise sei ein »positives Beispiel« 
für Kriminalstatistiken. 

Doch ganz offensichtlich sind die Mängel 
des offiziellen Erfassungssystems bis heute nicht 
behoben. Im Gegenteil: Die offizielle Liste der 
Todesopfer von rechter Gewalt ist eher noch lü-
ckenhafter geworden. Drei Fälle, die die offiziel-
le Statistik nicht erfasst, werden in den neben-
stehenden Texten geschildert. 

Ein Teil der Probleme liegt in der Natur der 
Sache: Motive von Straftaten sind häufig schwer 
zu ermitteln, oft schweigen Gewalttäter oder 
leugnen politische Hintergründe, die strafver-
schärfend wirken können. Zudem ist die Grund-

lage der Statistik jeweils die Einstufung des Ver-
brechens durch einzelne Polizisten oder Richter 
vor Ort – Bundeskriminalamt und das Innen-
ministerium verarbeiten deren Meldung ledig-
lich weiter. Offenbar gibt es aber immer noch 
zahlreiche Beamte, die einschlägige Taten nicht 
erkennen oder sich nicht mit den Motiven be-
fassen mögen. 

Im bayerischen Memmingen etwa verhandelte 
das Landgericht im Dezember 2008 den Fall eines 
polizeibekannten Rechtsextremisten, der einen 
Nachbarn mit dem Bajonett erstochen hatte, 
nachdem dieser sich mehrfach über das Abspielen 
rechtsextremer Musik beschwert hatte. Obwohl 
der Täter in den Polizeivernehmungen zugab, dass 
er sehr wohl ein politisches Motiv verfolgte, spiel-
te dieses in der eintägigen Verhandlung keine Rol-
le. Deshalb taucht die Tat in der bayerischen PMK-
Statistik nicht auf. Dem Vizepräsidenten des Land-
gerichts, Manfred Mürbe, ist dies im Rückblick 
peinlich. Die Strafkammer habe es halt dabei be-
lassen, den »äußeren Sachverhalt« zu klären, sagt 
er auf Nachfrage. 

Mancherorts scheint, trotz jahrelanger De-
batten um Rechtsextremismus, auch die Polizei-
führung zu versagen. Die Zustände in der Poli-
zeidirektion Dessau etwa beschäftigen seit Län-
gerem einen Untersuchungsausschuss des sach-
sen-anhaltischen Landtags: Drei engagierte 
Staatsschützer waren dort nach eigenen Anga-
ben von ihrem Chef belehrt worden, sie müss-
ten ja »nicht alles sehen«. Zu viele registrierte 
rechte Straftaten könnten nämlich »das Ansehen 
unseres Landes« schädigen. Zufall oder nicht: 
Unter den in der PMK-Statistik nicht erfassten 
Toten ist auch Hans-Joachim Sbrzesny. Der 

geistig Behinderte war im Sommer 2008 in ei-
nem Park in Dessau von zwei betrunkenen 
Rechtsextremen erschlagen worden. 

Taten wie diese werden von Polizei und Justiz 
(und wohl auch von der Öffentlichkeit) selten 
als politisch motiviert erkannt, ihr Bild rechter 
Gewalt wird nach wie vor von Angriffen auf 
Migranten bestimmt. Dies legt jedenfalls ein 
Vergleich der staatlicherseits erfassten und nicht 
erfassten Todesopfer nahe: Von den ausländer-
feindlichen Taten, die ZEIT und Tagesspiegel er-
mittelten, fehlen »nur« etwa 50 Prozent in den 
offiziellen Statistiken; Tote aus sozialen Rand-
gruppen, etwa Obdachlose oder Behinderte, 
wurden hingegen zu mehr als 70 Prozent nicht 
erfasst. Dabei sind gerade sie es, die in den ver-
gangenen zehn Jahren zunehmend von rechten 
Tätern angegriffen worden sind. 

Obdachlose seien »leichte Opfer«, sagt Were-
na Rosenke von der Bundesarbeitsgemeinschaft 
Wohnungslosenhilfe. Ihre Armut gelte rechts 
denkenden Tätern als »Beweis für die Minder-
wertigkeit« der Opfer. Die Schläger folgen einer 
Entwicklung, die auch in der Gesamtgesellschaft 
zu beobachten ist: Laut einer Langzeitstudie des 
Bielefelder Instituts für interdisziplinäre Kon-
flikt- und Gewaltforschung nehmen Rassismus 
und Fremdenfeindlichkeit eher ab, während die 
Wissenschaftler für die Abwertung von Ob-
dachlosen seit Jahren anhaltend hohe und zu-
letzt steigende Werte ermittelten. 

Der pensionierte Jugendrichter Klaus Przybil-
la kennt die Schwierigkeiten mit der Erfassung 
rechter Gewalttaten aus eigener Praxis. Am Pots-
damer Landgericht verhandelte er den Mord an 
dem Obdachlosen Dieter Manzke. Manzke war 
im August 2001 im brandenburgischen Dahlwitz 
brutal erschlagen worden – von fünf jungen Män-
nern, die nicht der rechtsextremen Szene angehör-
ten. Die Täter sagten aber hinterher aus, sie hätten 
sich von dem stadtbekannten »Penner« und »Suf-
fi« »gestört gefühlt« und »Ordnung schaffen« 
wollen. Przybilla stufte den Mord deshalb als »po-
litisch rechts motiviert« ein. Viele andere Richter 
halten sich mit solchen Wertungen zurück. Das 
liege möglicherweise an der Strenge des Bundes-
gerichtshofes, so Przybilla: Die obersten Richter 
verlangen eine äußerst sorgfältige Begründung für 
das Mordmerkmal »sonstige niedrige Beweggrün-
de«, unter das eine rechte Motivation fällt. Bei Ur-
teilen, die eine solche Begründung enthielten, 
steige die Gefahr, dass der Täter mit einem Revisi-
onsantrag erfolgreich sei. »Es mag sein«, sagt Przy-
billa, »dass es Richter gibt, die in einer Überlas-
tungssituation das Rechtsmittel der Revision 
scheuen wie der Teufel das Weihwasser.« Zudem 
deutet er an, dass ein Urteil ohne Erwähnung eines 
rechten Hintergrunds schlicht »weniger Arbeit« 
mache. 

Wie also steht es heute um die braune Ge-
walt in Deutschland? Von insgesamt 19 468 
rechten Straftaten,, darunter 959 Gewalttaten, 
sprach Bundesinnenminister Thomas de Mai-
zière (CDU), als er im März die Bilanz für 2009 
vorlegte. »Alles andere als erfreulich« sei dies, 
»der zweithöchste Wert seit 2001«. Doch wenn 
die Behörden reihenweise selbst schlimmste Ta-
ten wie Mord und Totschlag nicht richtig ein-
ordnen, wie verlässlich sind dann erst die Statis-
tiken über weniger schwere Delikte? 

Die vollständige Liste der Toten 
sowie weitere Artikel finden Sie unter 
 www.zeit.de/todesopfer-rechter-gewalt

R E C H T E  G E W A LT

Fünf Tote in den vergangenen neun 
Jahren – folgt man der offiziellen 
Statistik, dann ist die Zahl der 
Todesopfer rechter Gewalt stark 
zurückgegangen. Aber stimmt das? 
ZEIT, ZEIT ONLINE und der 
Berliner »Tagesspiegel« haben eine 
Vielzahl von Fällen nachgeprüft – und 
kommen zu einem anderen Ergebnis

Mit einer Pumpgun betrat Thomas Adolf 
am 7. Oktober 2003 die Kanzlei des Rechts-
anwalts Hartmut Nickel in Overath (Nord-
rhein-Westfalen). Der 45-Jährige, der nach 
eigenen Angaben in den achtziger Jahren in 
Afrika als Söldner tätig war, erschoss nach-
einander den Anwalt, dessen Tochter Alja 
Nickel (26) und dessen Ehefrau, Mechthild 

Buck steeg (53). Ni-
ckel hatte Jahre zu-
vor in einem Streit 
um Mietschulden 
Adolfs die Gegen-
seite vertreten. Der 
be kennende Rechts-
extremist musste da-
raufhin ein Gehöft 
verlassen, auf dem 
er Treffen mit Neo-

nazis veranstaltet hatte. Bei der Bluttat 
trug Adolf am Hemdkragen SS-Runen. 
Am nächsten Morgen verfasste er ein Flug-
blatt mit der Überschrift Deutsches Volk!. 
Darin schrieb er, »Teile der in der Schutz-
staffel zusammengefassten Deutschen 
Streitkräfte« hätten nun »mit der Befrei-
ung des Reichsgebietes und der strafrecht-

lichen Verfolgung 
der Hoch verräter 
begonnen«. 
Am 14. Oktober 
werden Adolf und 
seine Freundin Jen-
nifer D. (19), die 
bei der Tat gehol-
fen hatte, fest-
genommen. Das 
Landgericht Köln 

verurteilt Adolf  im Dezember 2004 we-
gen Mordes zu lebenslanger Haft mit an-
schließender Sicherungsverwahrung. Die-
se sei nötig, weil – so die Richter – Adolf 
»den bewaffneten Kampf nach seiner 
Haftentlassung fortzusetzen gedenkt«. 
Die Komplizin erhält siebeneinhalb Jahre 
Jugendstrafe. 
Die Strafkammer beschreibt im Urteil, 
wie Adolf  nach dem Mord an Mechthild 
Bucksteeg, die ihn am Eindringen in die 

Kanzlei hatte hin-
dern wollen, seine 
Hemmung zur Tö-
tung des Anwalts 
und dessen Toch-
ter über wand: »Er 
versetzte sich ge-
danklich in die Po-
sition des von ihm 
erdachten Sturm-
bannführers Hans 

Völker, dessen Pflicht es sei, gemäß den 
fortgeltenden Reichsgesetzen und Führer-
befehlen Hochverräter, Kollaborateure 
und Staatsfeinde – hier: Hartmut und 
Alja Nickel – zu töten.« Außerdem heißt 
es, die NS-Anschauung habe Adolf  »ein 
Handeln mit Härte, Entschlossenheit 
und ungerührtem Vollstreckerwillen« er-
möglicht. In die Statistik rechts moti-
vierter Tötungsdelikte wurde der Drei-
fachmord trotzdem nicht aufgenommen.

Karl-Heinz Teichmann lag schlafend auf 
einer Parkbank. In den frühen Morgen-
stunden des 23. Juli 2008 wurde der Ob-
dachlose in Leipzig von einem 18-jährigen 
Rechtsextremen brutal verprügelt und zu-
sammengetreten. Zwei Wochen später 
starb er im Krankenhaus. Bis heute exis-
tiert nicht einmal ein Foto von ihm.

Der Täter Michael H. war in jener 
Nacht auf dem Heimweg von einer Mahn-
wache unter dem Motto »Todesstrafe für 
Kinderschänder«, die von der Neonazi-
gruppe Freie Kräfte Leipzig organisiert 
worden war. Der Lehrling für Holzbear-
beitung hatte viel Alkohol getrunken. Am 
Schwanenteich mitten im Stadtzentrum, 
direkt hinter der Leipziger Oper, traf H. 
auf den 59-jährigen Teichmann. Der wur-
de zum Opfer, weil er nicht in das Welt-
bild seines Mörders passte. Ein »Assi«, wie 
Wohnungslose und Alkoholkranke im Jar-
gon der rechten Szene genannt werden. 

Mindestens zwanzigmal schlug H. auf 
den Mann ein und trat ihm ins Gesicht. 
Der Täter ließ sein blutspuckendes Opfer 
dann für eine halbe Stunde liegen, um sich 
mit Freunden zu treffen. Danach kehrte er 
zum Tatort zurück und prügelte weiter. 
Am nächsten Morgen entdeckte eine Pas-
santin den bewusstlosen Teichmann blut-
überströmt und regennass auf der Park-
bank. Neben massiven Kopfverletzungen 
wurden Prellungen am ganzen Körper, 
Brüche im Gesicht, eine Halswirbelfraktur 
sowie Hirnblutungen festgestellt. 

Wegen Mordes aus Heimtücke wird 
Michael H. 2009 zu einer Haftstrafe von 
acht Jahren und drei Monaten verurteilt. 
Der Richter stellt »Reifedefizite« fest und 
wendet das mildere Jugendstrafrecht an. 
»Aus seiner schlechten Laune heraus 
störte ihn der Anblick des schlafenden 
Mannes, dessen Schlafplatz er willkürlich 
als unpassend bewertete«, heißt es kühl 
im Urteil. Sein Mörder habe den Mann 
»zum bloßen Objekt degradiert«, erklärt 
der Staatsanwalt. »Das kann man nicht 
wegdiskutieren, eine Tat mit rechtem 
Hintergrund. Natürlich«, sagt der Ver-
teidiger des Täters in einem Interview. 
Das Gericht wertet den Fall dennoch 
nicht als rechtsextrem motiviert. In der 
Statistik rechts motivierter Tötungsdelik-
te taucht er nicht auf.  

Glatze, Springerstiefel, eine Rückentäto-
wierung »Skinhead« in altdeutschen Let-
tern – seine Gesinnung stellte Sven K. gern 
zur Schau. So war der 17-Jährige auch am 
Ostermontag 2005 als Rechtsextremist er-
kennbar, als er gemeinsam mit einer Freun-
din auf dem Heimweg von einem Fußball-
spiel in der Dortmunder U-Bahn-Station 
Kampstraße auf eine Gruppe von etwa 
zwanzig Punks traf. Über die Rolltreppen 
hinweg flogen wechselseitige Beschimp-
fungen. Die Punks zogen weiter – bis auf 
den 31-jährigen Thomas Schulz. Der war 
alkoholisiert, bekifft und wollte Sven K. 
zur Rede stellen. Nach weiteren Be-
schimpfungen zog K. ein beidseitig ge-
schliffenes Wurfmesser aus seiner Bom-
berjacke und stach dem unbewaffneten 
Opfer durch die Brust ins Herz. Schulz 
starb im Krankenhaus. Wenige Tage da-
nach klebten Dortmunder Neonazis in 
der Stadt höhnische Plakate: »Wer sich 
der Bewegung in den Weg stellt, muss mit 
den Konsequenzen leben.« 
Sven K. sei ein »anerkanntes und respek-
tiertes Mitglied« der neonazistischen Ka-
meradschaftsszene in Dortmund, hielt das 
Landgericht im November 2005 in sei-
nem Urteil fest. »Zu seinen Feindbildern 
gehörten auch ›Punker‹ … Diese bezeich-
nete er als ›Zecken‹.« Seinem Hass hatte 
Sven K. schon einmal freien Lauf gelassen: 
In einem Regionalzug schlug er einen 
Punk mehrfach ins Gesicht. Nur drei Wo-

chen vor dem An-
griff auf Schulz 
wurde K. dafür zu 
einer Woche Arrest 
und Schmerzens-
geld verurteilt. 
Im Fall Thomas 
Schulz ging das Ge-
richt ausführlich auf 
die Behauptung des 
Täters ein, er habe 
quasi in Notwehr ge-

handelt. Eine Bedrohung durch Schulz habe 
es nicht gegeben, das Opfer sei »in der kon-
kreten Tatsituation arglos und damit wehrlos 
diesem Überraschungsangriff ausgesetzt« 
gewesen. Wegen Totschlags wurde Sven K. 
zu sieben Jahren Haft verurteilt. Aus dem 
Gefängnis verschickte er über neonazistische 
Websites Grüße an »die Kameraden«. In der 
Statistik rechts motivierter Tötungsdelikte 
taucht der Mord nicht auf. 

137 Menschen starben seit 137 Menschen starben seit 
1990 durch rechte Gewalt 1990 durch rechte Gewalt 
– viel mehr als bislang bekannt– viel mehr als bislang bekannt
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Eine 
furchtbare 
Bilanz

Weitere Todesopfer rechter 
Gewalt, die als solche 
statistisch nicht erfasst sind
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